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weiteren europäischen Integration

Kurzfassung

In der Diskussion um die Stabilität und weitere Entwicklung der EU wird der Hal-
tung von Kommunalpolitikern bisher keine Aufmerksamkeit geschenkt. Dies ist aus
zwei Gründen überraschend. Zum einen stellt der Integrationsprozess gerade die
lokale Ebene vor weitreichende Herausforderungen. Schließlich werden zahlreiche
kommunalrelevante Gesetze und Verordnungen von der EU verursacht. Zum an-
deren sollen Kommunalpolitiker dazu beitragen, Entscheidungen der EU vor Ort
besser zu erklären, damit diese besser verstanden und letztlich auch mitgetragen
werden. Auf Basis einer Befragung von 720 Kommunalpolitikern in 28 hessischen
Gemeinden wird die Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung analysiert.
Folgende Schlussfolgerungen werden gezogen: Erstens stehen Kommunalpolitiker
einer weiteren europäischen Einigung durchaus positiv gegenüber. Zweitens deuten
die empirischen Resultate auf eine überraschend große lokale Heterogenität dieser
Zustimmung hin. Drittens sind die lokalen Unterschiede eine Folge von Komposi-
tions- und Kontexteffekten. Neben Individualmerkmalen (z. B. wahrgenommener
Einfluss der lokalen Ebene, wahrgenommene Vorteile, ideologische Position, De-
mokratiezufriedenheit) spielen auch Kontextmerkmale eine Rolle. Insbesondere
Kommunalpolitiker in Gemeinden, die stark durch EFRE-Fördergelder profitieren,
stehen einer weiteren europäischen Einigung positiver gegenüber. Städtepartner-
schaften haben dagegen keinen Effekt auf die Haltung zur EU.
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Einleitung

Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses in einer südhessischen Kleinstadt: Die
Mitglieder des Gremiums stimmen der europaweiten Ausschreibung der Architek-
turleistung der Rathaussanierung zu. Anschließend diskutieren die Kommunalpo-
litiker die Richtlinien zum Förderprogramm „Lokale Ökonomie“, das mit Mitteln
der Europäischen Union (EU) ausgestattet ist. Am Ende der Sitzung beschäftigen
sich die Ausschussmitglieder mit Maßnahmen zum kommunalen Klimaschutz und
befürworten den Beitritt der Stadt zum Konvent der Bürgermeister. Dabei handelt
es sich um eine Initiative der EU, mit der insbesondere die Bedeutung der Kom-
munen für den Klimaschutz hervorgehoben werden soll. Die Beispiele zeigen:
Kommunalpolitiker sind in vielfältiger Weise durch die EU betroffen.

Die Forschung zu den Einstellungen zur Staatengemeinschaft konzentriert sich
allerdings auf die Bürger (z. B. Tiemann/Treib/Wimmel 2011) sowie die nationalen
und internationalen Eliten (z. B. Hooghe 2003). Der Haltung der lokalen Politiker
wird in der Diskussion um die Stabilität und weitere Entwicklung der EU praktisch
keine Aufmerksamkeit geschenkt. Dies ist aus zwei Gründen problematisch: Erstens
stellt der europäische Integrationsprozess gerade die lokale Ebene vor weitreichende
Herausforderungen. Nach einer Schätzung des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bunds werden über 60 Prozent aller kommunalrelevanten Gesetze und Verordnun-
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gen von der EU verursacht.1 Kommunal- und Europapolitik sind damit unmittelbar
miteinander verwoben und die EU hat einen erheblichen Einfluss auf den Hand-
lungsspielraum der lokalen Politik. Deshalb sollte die politikwissenschaftliche For-
schung nicht nur die internationale und nationale politische Elite in den Blick neh-
men, sondern auch die Haltung der lokalen Politiker zur EU berücksichtigen. Zwei-
tens gilt gerade die lokale Ebene als Vermittlungsinstanz für europäische Entschei-
dungen. Bei der Umsetzung des „Plan D für Demokratie, Dialog und Diskussion“
der Europäischen Kommission sollen die Gemeinden als Partner der Kommission
dazu beitragen, die Bürger verstärkt in die Debatte über die Weiterentwicklung der
Staatengemeinschaft einzubinden. Nicht zuletzt Kommunalpolitiker sollen als
„Multiplikatoren“ die nationale und internationale Elite unterstützen, Entscheidun-
gen der EU vor Ort zu erklären, damit diese besser verstanden und letztlich auch
mitgetragen werden. Schließlich seien Bürgermeister und Gemeindevertreter oft die
ersten Ansprechpartner, auch wenn es um die Sorgen und Anliegen zu Europa gehe
(Spindelegger 2010). Diese Überlegungen führten in Österreich zur Initiative „Eu-
ropa-Gemeinderat“, die die Rolle der Kommunalpolitiker als „Brücke“ zwischen
der weit entfernten EU und den Bürgern vor Ort verdeutlicht.

Beide Gründe sprechen für eine intensivere Betrachtung der Haltung der Kom-
munalpolitiker zur Staatengemeinschaft; allerdings liegen bisher keine entspre-
chenden Befunde vor. Dieser Beitrag möchte diese Forschungslücke bearbeiten.
Auf Basis einer Befragung in 28 hessischen Gemeinden wird der Einfluss indivi-
dueller und kontextueller Merkmale auf die Zustimmung zur weiteren europäischen
Einigung bei Kommunalpolitikern untersucht. Die empirische Analyse ermöglicht
damit nicht nur einen Einblick in die durchschnittliche Zustimmung der Kommu-
nalpolitiker zur weiteren europäischen Integration, sondern bietet zudem Informa-
tionen zur lokalen Heterogenität dieser Zustimmung. Als statistisches Verfahren
erlaubt die Mehrebenenanalyse die Analyse des Einflusses individueller und kon-
textueller Merkmale auf die Zustimmung zur europäischen Integration. Dadurch
kann einerseits die Relevanz des lokalen Kontexts und andererseits die Bedeutung
struktureller Merkmale für individuelle Einstellungen festgestellt werden.

1 Diese Einschätzung findet sich auf der Homepage des Deutschen Städte- und Gemeindebunds unter
www.dstgb.de/dstgb/Schwerpunkte/Europa (Stand: 16.3.2014). Der Einfluss der EU auf die lokale
Ebene ist unstrittig, die Quantifizierung dieses Einflusses ist allerdings kritisch zu sehen und erinnert
an den 80-Prozent-Mythos des Einflusses der EU auf die nationale Gesetzgebung. Der damalige
Kommissionspräsident Jacques Delors wagte 1988 die Prognose, wonach in zehn Jahren 80 Prozent
der Wirtschaftsgesetzgebung gemeinschaftlichen Ursprungs sein werde. Aktuelle Studien wider-
sprechen dieser These. Zudem ist der Einfluss nicht in allen Politikfeldern gleich groß (z. B. Töller
2008).
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Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Im nächsten Kapitel werden die individuellen
und kontextuellen Bestimmungsfaktoren der Zustimmung zur weiteren europäi-
schen Einigung diskutiert. Neben klassischen Bestimmungsfaktoren europäischer
Einstellungen werden insbesondere Faktoren berücksichtigt, die mit der Rolle als
Kommunalpolitiker in Verbindung stehen. Im dritten Abschnitt werden Daten und
Analysemethode erläutert, ehe im vierten Kapitel die Ergebnisse der empirischen
Analysen präsentiert und diskutiert werden. Schlussfolgerungen runden den Beitrag
ab.

Forschungsstand und Hypothesen

Die Transformation der EU von einem ökonomischen Zweckverband zu einem po-
litischen System mit demokratischem Legitimitätsanspruch hat die sozialwissen-
schaftliche Forschung zu den Einstellungen zur EU erheblich belebt. Mittlerweile
liegen umfangreiche Forschungsergebnisse zu den Bestimmungsfaktoren der Zu-
stimmung zur Staatengemeinschaft vor (ausführlicher Tausendpfund 2013). Diese
können grundsätzlich der Individual- oder der Kontextebene zugeordnet werden.
Selbstverständlich spielen individuelle Merkmale wie Bildung, Demokratiezufrie-
denheit oder auch die wahrgenommenen Vor- oder Nachteile bei der Erklärung der
Zustimmung zur EU eine Rolle. Darüber hinaus sind aber auch Merkmale des Kon-
texts zu berücksichtigen, da individuelle Einstellungen nicht nur auf individuelle
Merkmale der Personen zurückzuführen, sondern auch ein Resultat der Bedingun-
gen des Umfelds sind, in dem diese Menschen leben (Books/Prysby 1991). Die
betrachteten Bestimmungsfaktoren der Zustimmung der Kommunalpolitiker zur
weiteren europäischen Integration werden deshalb der Individual- und der Kon-
textebene zugeordnet.

Individualebene

Auf der Individualebene werden zwei Gruppen von Bestimmungsfaktoren unter-
schieden. Zum einen werden Merkmale betrachtet, die in unmittelbarer Beziehung
zur Rolle als Kommunalpolitiker stehen. Zum anderen werden klassische Indivi-
dualmerkmale zur Erklärung europäischer Einstellungen berücksichtigt. Als indi-
viduelle kommunalpolitische Faktoren werden die Einflüsse von drei Merkmalen
betrachtet: der wahrgenommene Einfluss der EU auf die Kommunalpolitik, die
wahrgenommenen Vorteile für die Gemeinde durch die EU sowie die Zugehörigkeit
zum kommunalpolitischen Gremium (Gemeindevertretung/Gemeindevorstand).

Durch die europäische Integration kommt es zu einer Verlagerung von Kompe-
tenzen nach Brüssel. Die Verschiebung der Machtverhältnisse ist weitgehend un-
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strittig, einzig das Ausmaß der Kompetenzverlagerung wird kontrovers diskutiert
(König/Mäder 2008). Besonders betroffen von dieser „Machtverlagerung“ ist die
lokale Ebene. Nach Angaben von Vetter und Soós (2008: 596) werden mittlerweile
70 Prozent aller Rechtsakte der EU auf lokaler oder regionaler Ebene umgesetzt.
Die auf europäischer Ebene verabschiedeten Verordnungen betreffen alle Bereiche
einer Gemeinde – die Vergabe öffentlicher Aufträge, Wirtschaftsförderung und
auch die kommunale Daseinsvorsorge (ausführlicher Münch 2006: 125-150). Der
(wahrgenommene) Einfluss der europäischen Ebene auf den Gestaltungsspielraum
der Kommunalpolitik hat dabei vermutlich auch Konsequenzen auf die Zustimmung
der lokalen Politiker zur weiteren europäischen Integration. Zwei unterschiedliche
Wirkungsrichtungen sind theoretisch plausibel. Einerseits könnten sich Kommu-
nalpolitiker durch die EU in ihrem Handlungsspielraum eingeschränkt sehen. Durch
die Vielzahl an europäischen Verordnungen haben die Kommunalpolitiker „vor
Ort“ kaum noch Möglichkeiten der lokalen Politikgestaltung. Diese Überlegung
würde einen negativen Zusammenhang zwischen Einflusswahrnehmung und Zu-
stimmung nahelegen. Schließlich würde eine weitere Integration den lokalen Hand-
lungsspielraum weiter verringern. Andererseits bietet gerade der „Machtverlust“ die
Möglichkeit, anderen Akteuren „die Schuld für eine schlechte Politik oder für un-
gelöste Probleme zuzuschreiben“ (Benz 2009: 38). Diese Sichtweise stützt sich auf
die These der Selbstentmachtung der Parlamente. Danach neigen Parlamente zur
Selbstentmachtung, weil die gewählten Repräsentanten dann die Verantwortlichkeit
für unangenehme Entscheidungen auf andere politische Ebenen abwälzen können.
Entsprechend wäre ein positiver Zusammenhang zwischen Einflusswahrnehmung
und Zustimmung zur weiteren europäischen Integration zu erwarten. Auf Basis die-
ser Überlegungen werden zwei unterschiedliche Hypothesen formuliert.

H 1 a: Je größer der wahrgenommene Einfluss der EU auf die lokale Ebene, desto
geringer ist die Zustimmung zur weiteren europäischen Integration.
H 1 b: Je größer der wahrgenommene Einfluss der EU auf die lokale Ebene, desto
höher ist die Zustimmung zur weiteren europäischen Integration.

Bei der Erklärung europäischer Einstellungen spielen Kosten-Nutzen-Überlegun-
gen eine zentrale Rolle (z. B. Gabel 1998 a). In der einfachsten Ausführung wird
ein positiver Zusammenhang zwischen Nutzen und positiver Bewertung der EU
postuliert: Je größer die Vorteile durch die EU, desto stärker die Unterstützung der
Staatengemeinschaft. Bei den klassischen Bestimmungsfaktoren europäischer Ein-
stellungen werden wahrgenommene individuelle und landesweite Vorteile durch
die EU berücksichtigt; an dieser Stelle stehen die wahrgenommenen Vorteile der
Gemeinde durch die EU im Mittelpunkt. Durch die EU können Gemeinden Vorteile
(z. B. EU-Förderung), aber auch Nachteile (z. B. Eingriffe in die kommunale Da-
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seinsvorsorge) haben. Kommunalpolitiker, die durch die EU mehr Vor- als Nach-
teile für die Gemeinde sehen, sollten einer weiteren europäischen Integration posi-
tiver gegenüberstehen als lokale Mandatsträger, die mehr Nachteile als Vorteile
wahrnehmen.

H 2: Je größer die wahrgenommene Vorteile der Gemeinde durch die EU, desto
höher ist die Zustimmung zur weiteren europäischen Integration.

Auf lokaler Ebene lassen sich in der Regel zwei zentrale politische Gremien unter-
scheiden: die Gemeindevertretung und der Gemeindevorstand. Die Kompetenzen
dieser beiden Gremien unterscheiden sich zwar erheblich nach Bundesländern, aber
in einer einfachen Differenzierung entscheidet die Gemeindevertretung über alle
wichtigen Angelegenheiten einer Gemeinde und dem Gemeindevorstand obliegt die
laufende Verwaltung. Viele europäische Richtlinien betreffen insbesondere das
Verwaltungshandeln und haben nicht unmittelbar spürbare Konsequenzen für den
kommunalpolitischen Alltag. Vermutlich ist der Gemeindevorstand mit den Aus-
wirkungen europäischer Politik auf die lokale Ebene stärker konfrontiert als die
Gemeindevertretung. Daher könnte sich die Zustimmung zur weiteren europäischen
Integration auch in Abhängigkeit der Gremiumzugehörigkeit unterscheiden.

H 3: Die Zustimmung zur weiteren europäischen Integration unterscheidet sich
in Abhängigkeit der Gremiumzugehörigkeit.

Neben den Merkmalen, die in unmittelbarer Beziehung zur Rolle als Kommunal-
politiker stehen, werden in der Analyse auch klassische (individuelle) Bestim-
mungsfaktoren der Zustimmung zur EU aufgenommen. Dadurch wird geprüft, ob
die „kommunalpolitischen“ Merkmale auch unter Berücksichtigung klassischer in-
dividueller Bestimmungsfaktoren europäischer Einstellungen einen Beitrag zur Er-
klärung der Zustimmung zur weiteren europäischen Integration leisten können. Mit
der Bildung, den wahrgenommenen persönlichen und landesweiten Vorteilen durch
die EU, der europäischen Demokratiezufriedenheit, der Links-Rechts-Selbsteinstu-
fung sowie demografischen Merkmalen (Geschlecht/Alter) werden insgesamt sie-
ben solcher „Kontrollmerkmale“ in der Analyse betrachtet.

Da es sich bei der EU um eine äußerst komplexe Institution handelt, sollte ein
höheres Bildungsniveau helfen, politische Informationen aus der europäischen
„Sphäre“ besser zu verarbeiten. Theoretisch ist ein positiver oder negativer Zusam-
menhang zwischen Bildung und europäischer Haltung denkbar. Zum einen kann ein
höheres Bildungsniveau Bedrohungsgefühle verringern und die grundlegende Zu-
stimmung zur EU erhöhen, weil politische Prozesse angemessener beurteilt und
mögliche Vorbehalte dadurch abgebaut werden können (Niedermayer 1991: 349).
Zum anderen kann eine höhere Reflexionsfähigkeit aber auch dazu beitragen, ver-
stärkt die Defizite des europäischen politischen Systems wahrzunehmen. Dies
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könnte eine skeptische Haltung – insbesondere mit Blick auf die Zustimmung zur
weiteren europäischen Einigung – gegenüber der Staatengemeinschaft begünstigen.
Die empirischen Befunde stützen allerdings eher eine positive Beziehung zwischen
Bildung und europäischen Einstellungen (Scheuer/van der Brug 2007: 107). Des-
halb wird folgende Hypothese formuliert:

H 4: Je höher die Bildung, desto höher ist die Zustimmung zur weiteren euro-
päischen Integration.

Wie bei Hypothese 2 bereits ausgeführt, zählen Kosten-Nutzen-Überlegungen zu
den bekanntesten Erklärungsansätzen europäischer Orientierungen. Danach ist die
Zustimmung zur EU in erster Linie von den wahrgenommenen Kosten und Nutzen
der Staatengemeinschaft abhängig (Gabel/Palmer 1995: 4). Frühere Arbeiten haben
die individuelle Wahrnehmung der Kosten-Nutzen-Bilanz allerdings nicht direkt
erfasst, sondern mit der sozioökonomischen Position der Person verknüpft. Danach
haben insbesondere Personen mit höherer Bildung, höherem Einkommen und grö-
ßeren berufliche Fähigkeiten eher Vorteile durch die EU (und nehmen diese gemäß
dieser Argumentation auch wahr) und bewerten deshalb die EU positiver als Per-
sonen mit geringerer Bildung, niedrigerem Einkommen und geringeren beruflichen
Fähigkeiten (Gabel 1998 b). Erst jüngere Arbeiten berücksichtigen explizit die
wahrgenommenen Vor- und Nachteile als erklärenden Faktor der Haltung zur Staa-
tengemeinschaft. Mit „egocentric utilitarianism“ und „sociotropic economic“ lassen
sich dabei zwei Perspektiven unterscheiden (McLaren 2004: 899 ff.). Danach ist die
Zustimmung zur EU von der Wahrnehmung der individuellen Vor- und Nachteile
und von der Wahrnehmung der landesweiten Vor- und Nachteile durch die EU ab-
hängig. McLaren (2007: 244) bietet empirische Evidenz für die egozentrische Per-
spektive, Tausendpfund (2013: 175) präsentiert Befunde für die egozentrische und
soziotropische Perspektive.

H 5 a: Je größer die wahrgenommenen persönlichen Vorteile durch die EU, desto
höher ist die Zustimmung zur weiteren europäischen Integration („egocentric
utilitarianism“).
H 5 b: Je größer die wahrgenommenen Vorteile für Deutschland durch die EU,
desto höher ist die Zustimmung zur weiteren europäischen Integration („socio-
tropic economic“).

In Demokratien ist Politik auf die Zustimmung der Bürger angewiesen. Politiker
müssen ihre Entscheidungen begründen und um Unterstützung werben. Ein Indi-
kator für die Unterstützung des politischen Systems ist die Zufriedenheit mit der
Demokratie. Die (europäische) Demokratiezufriedenheit bezieht sich dabei nicht
auf einen spezifischen Politiker, sondern auf die Bewertung des gesamten demo-
kratischen Prozesses eines politischen Systems (Dalton 1999: 68). Eine positive
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Bewertung der europäischen Demokratiezufriedenheit sollte sich dabei günstig auf
die Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung auswirken.

H 6: Je größer die europäische Demokratiezufriedenheit, desto höher ist die Zu-
stimmung zur weiteren europäischen Integration.

Für einen möglichen Zusammenhang zwischen individueller Verortung auf der
Links-Rechts-Skala und europäischen Einstellungen lassen sich in der Literatur
zwei Modelle unterscheiden: das „lineare Modell“ und die „umgedrehte U-Kurve“
(Tiemann/Treib/Wimmel 2011: 48 ff.). Bei beiden werden die Links-Rechts-Achse
und die Pro-Anti-EU-Dimension miteinander verknüpft. Beim linearen Modell wird
auf dem Links-Rechts-Schema die nationale Streitfrage Regulierung abgebildet.
Während Personen im linken Spektrum der Skala mehr (staatliche) Regulierung
befürworten, lehnen Menschen im rechten Spektrum der Skala dies ab. Europäische
Integration wird dabei mit „mehr Regulierung“ assoziiert. Personen mit rechten
Politikpräferenzen lehnen die EU daher ab, da sie mit mehr Regulierung verbunden
ist. Dagegen befürworten Menschen mit linken politischen Präferenzen weitere In-
tegrationsschritte, die zu mehr Regulierung führen. Deshalb sollten Personen, die
sich im „linken“ politischen Raum verorten, die EU positiver bewerten.

Beim Modell der umgekehrten U-Kurve erscheint die europäische Integration als
Projekt der Mitte, das insbesondere von Personen, die eine mittlere Position auf der
Links-Rechts-Skala einnehmen, unterstützt wird. Je weiter sich eine Person von der
zentralen Position entfernt, desto geringer wird die Zustimmung zur Union. Die
Gründe einer ablehnenden Haltung variieren dabei in Abhängigkeit der ideologi-
schen Positionierung. Für eine Ablehnung der EU durch Personen, die eine rechte
Position auf der Skala einnehmen, sprechen der zunehmende Verlust der nationalen
Souveränität und die zunehmende Migrationsbewegung durch die europäische In-
tegration. Bei Personen, die sich im linken Spektrum der ideologischen Skala ver-
orten, stößt das liberale Konzept des europäischen Binnenmarktes und der Wirt-
schafts- und Währungspolitik mit den Prioritäten Wettbewerbsfähigkeit und Preis-
stabilität auf Ablehnung und führt zu einer kritischeren Bewertung der Staatenge-
meinschaft. Die empirischen Befunde für einen Zusammenhang zwischen der ideo-
logischen Verortung auf dem Links-Rechts-Schema und europäischen Orientierun-
gen sind widersprüchlich. Ray (2003 a: 269, 2003 b: 984) belegt eine negative Be-
ziehung für Personen, die sich am Rand der Links-Rechts-Skala einordnen. Sowohl
eine extrem „linke“ als auch eine extrem „rechte“ Position sind danach mit einer
europakritischen Haltung verbunden. Diese Befunde entsprechen dem Muster einer
umgedrehten U-Kurve (siehe auch Brinegar/Jolly/Kitschelt 2004). Dagegen sind
die Resultate von McLaren (2007: 242) sowie Nelsen/Guth/Fraser (2001: 208) mit
dem „linearen“ Modell vereinbar. Mit einer „linken“ Selbsteinstufung geht eine eher
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proeuropäische Einstellung einher, während eine „rechte“ Verortung auf der Links-
Rechts-Skala eine europakritischere Bewertung zur Folge hat. Entsprechend den
uneinheitlichen empirischen Befunden werden zwei Hypothesen formuliert:

H 7 a: Kommunalpolitiker, die sich im „linken“ oder „rechten“ Spektrum der
Links-Rechts-Skala verorten, zeigen eine geringere Zustimmung zur weiteren
europäischen Integration als Personen, die sich in der Mitte der Skala verorten
(Modell der umgedrehten U-Kurve).
H 7 b: Kommunalpolitiker, die sich im „linken“ Spektrum der Links-Rechts-
Skala verorten, zeigen eine höhere Zustimmung zur weiteren europäischen Inte-
gration als Personen, die sich in der Mitte oder im „rechten“ Spektrum der Skala
verorten (lineares Modell).

Als weitere (Kontroll-)Merkmale werden das Geschlecht und das Alter in der Ana-
lyse berücksichtigt. Nach Liebert (1998: 180) verweigern überproportional viele
Frauen der EU ihren „permissiven Konsens“. Differenzierte Analysen zeigen aller-
dings, dass die Unterschiede zwischen Männern und Frauen weitgehend auf das
unterschiedliche Bildungsniveau und das Ausmaß der politischen Involvierung zu-
rückzuführen sind (Nelsen/Guth 2000). Da es sich bei der betrachteten Personen-
gruppe um Kommunalpolitiker handelt, sollten geschlechtsspezifische Unterschie-
de eher gering ausgeprägt sein. Allerdings könnten geschlechtsspezifische Soziali-
sationsprozesse weiterhin eine Rolle bei der Bewertung der EU spielen.

H 8: Männer zeigen eine größere Zustimmung zur weiteren europäischen Inte-
gration als Frauen.

Neben dem Geschlecht stellt auch das Alter ein klassisches demografisches Merk-
mal dar. Dabei finden sich in der Literatur primär Argumente für einen negativen
Zusammenhang zwischen Alter und Zustimmung zur EU. Jüngere Menschen sind
mental flexibler (z. B. Genna 2009: 223), kosmopolitischer (Carey 2002: 396) und
profitieren auch stärker durch die Europäische Union als ältere Bürger (Down/Wil-
son 2013), weshalb mit steigendem Lebensalter die Zustimmung zur Staatenge-
meinschaft sinken sollte.

H 9: Je älter die Kommunalpolitiker, desto geringer ist die Zustimmung zur wei-
teren europäischen Integration.

Kontextebene

Auf der Kontextebene wird der Einfluss von drei Merkmalen auf die individuelle
Zustimmung der Kommunalpolitiker zur weiteren europäischen Integration analy-
siert: europäische Städtepartnerschaften, die monetären Finanzzuweisungen aus
Brüssel sowie die lokale Wirtschaftslage.

b)
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Münch (2006: 203 ff.) bezeichnet Städtepartnerschaften als „Motor der Europäi-
schen Union“, die eine unmittelbare Verbindung zwischen der lokalen und der eu-
ropäischen Ebene ermöglichen. Grunert (1981: 332) bewertet Städtepartnerschaften
als „stabilisierende und legitimierende Komponente“ im europäischen Integrati-
onsprozess. Als „Informationsträger“ können Städtepartnerschaften zu einer Aus-
einandersetzung mit europäischen Themen beitragen (Woesler 2006). Insbesondere
Kommunalpolitiker sollten über die städtepartnerschaftlichen Aktivitäten der Ge-
meinde informiert sein, da es sich um „kommunale Außenbeziehungen“ (Mirek
1989: 33) handelt und die gewählten Mandatsträger Repräsentanten dieser Städte-
partnerschaften sind. In einem lokalen Umfeld, in dem es eine höhere Intensität
solcher Städtepartnerschaften gibt, bestehen auch mehr Möglichkeiten, direkte und
indirekte Erfahrungen mit Städtepartnerschaften zu machen. Solche Erfahrungen
können sich günstig auf die Vertrautheit mit dem politischen System der EU aus-
wirken und mögliche Vorurteile entkräften. Deshalb sollte sich eine höhere Inten-
sität an städtepartnerschaftlichen Beziehungen positiv auf die Haltung zur EU aus-
wirken.

H 10: Je intensiver die städtepartnerschaftlichen Beziehungen, desto höher ist die
Zustimmung zur weiteren europäischen Integration.

Durch verschiedene Förderprogramme können Gemeinden auch direkte Vorteile
durch die Staatengemeinschaft haben. Aus utilitaristischer Perspektive sollten sich
solche Finanzzuwendungen günstig auf die politische Unterstützung auswirken.
Vorliegende Arbeiten haben den Zusammenhang zwischen den (finanziellen) Vor-
teilen durch die EU-Mitgliedschaft und der Unterstützung der Europäischen Union
überwiegend auf der nationalstaatlichen Ebene untersucht. Die Mehrheit der Studien
belegt dabei einen positiven Zusammenhang zwischen dem monetären Nutzen der
EU-Mitgliedschaft und proeuropäischen Orientierungen (z. B. Scheuer/van der
Brug 2007: 109). Für den Einfluss der EU-Transferzahlungen auf die Zustimmung
zur weiteren europäischen Integration ist die Analyse auf lokaler Ebene allerdings
besonders interessant. Zwar werden auf europäischer Ebene Zielsetzungen und Hö-
he der EU-Transferzahlungen diskutiert und festgelegt, ausgegeben wird das Geld
aber weitgehend in den Gemeinden. Mit Zahlungen aus Brüssel werden lokale Un-
ternehmen gefördert, soziale Projekte zur Beschäftigung und Weiterbildung von
Jugendlichen finanziert oder auch das touristische Angebot einer Gemeinde wei-
terentwickelt. Schließlich dienen solche Gelder auch zur Finanzierung von Begeg-
nungsfahrten im Rahmen von Städtepartnerschaften, lokalen Infrastrukturmaßnah-
men oder auch der wirtschaftlichen Belebung von Innenstädten. Kommunalpolitiker
sollten auch eher als Bürger über die finanziellen Vorteile durch die EU informiert
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sein (z. B. durch entsprechende Verwaltungsvorlagen), weshalb ein positiver Zu-
sammenhang zwischen Fördergeld und proeuropäischer Haltung zu erwarten ist.

H 11: Je höher die lokalen EU-Transferzahlungen, desto höher ist die Zustim-
mung zur weiteren europäischen Integration.

Die Gründungen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl sowie der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die Schaffung eines Europäischen Binnen-
markts und die Einführung einer gemeinsamen Währung zielten darauf ab, „die
Leistungsfähigkeit der europäischen Wirtschaft in den Weltmärkten über die Stär-
kung des Wettbewerbs zu verbessern“ (Castles 1998: 159). Anderson und Reichert
(1995) bezeichnen die Staatengemeinschaft als ökonomischen Zweckverband, der
für Marktöffnung und freien Wettbewerb steht. Danach ist die EU „first and fore-
most, an economic union and trade organization (Anderson/Reichert 1995: 232).
Das ökonomische Ziel der EU lässt daher vermuten, dass „auch die politische Un-
terstützung dieses Projektes in einem hohen Maße von der Leistungsfähigkeit der
europäischen Wirtschaft abhängt“ (Castles 1998: 159). Nach der Logik des „socio-
tropic voting“ beeinflusst das wirtschaftliche Umfeld die Bewertung politischer
Objekte. Als Erklärung für zwischenstaatliche und regionale Unterschiede in der
Zustimmung zur EU wird daher häufig auf die wirtschaftliche Situation verwiesen.
In Zeiten wirtschaftlicher Prosperität steigt die Zustimmung zur Staatengemein-
schaft, der Rückgang der Unterstützung ist dagegen auf eine ungünstige Wirt-
schaftslage zurückzuführen (für zwischenstaatliche Unterschiede siehe z. B. Ei-
chenberg/Dalton 1993, 2007; für regionale Unterschiede siehe etwa Schmidberger
1997). Das wirtschaftliche Umfeld unterscheidet sich allerdings nicht nur zwischen
Staaten und Regionen, sondern auch zwischen Gemeinden existieren erhebliche
Disparitäten. Daher kann auch vom lokalen wirtschaftlichen Umfeld ein struktu-
reller Effekt auf die Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung ausgehen.

H 12: Je besser das wirtschaftliche Umfeld, desto höher ist die Zustimmung zur
weiteren europäischen Integration.

Daten und Methode

Für die empirische Analyse des Einflusses individueller und kontextueller Faktoren
auf die Zustimmung der Kommunalpolitiker zur weiteren europäischen Integration
stehen Daten des Projekts „Europa im Kontext“ zur Verfügung. Im Rahmen dieses
Projekts wurden im Sommer 2009 Kommunalpolitiker in 28 zufällig ausgewählten

3.
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hessischen Kommunen befragt.2 Durch die Begrenzung auf ein Bundesland werden
mögliche institutionelle Einflussgrößen konstant gehalten, weshalb das Untersu-
chungsdesign einem most similar design entspricht (Jahn 2011: 76). Die Befragung
der Kommunalpolitiker war als Internet- bzw. als postalische Vollerhebung konzi-
piert. Von insgesamt 1.346 Personen haben sich 720 Kommunalpolitiker beteiligt.
Die Ausschöpfung liegt bei 53,5 Prozent und variiert zwischen den Gemeinden. Die
geringste Beteiligung lässt sich mit 34,1 Prozent in Kassel (N = 30), die höchste
Beteiligung mit 78,4 Prozent in Gelnhausen (N = 40) feststellen. Eine ausführliche
Beschreibung der Befragung findet sich bei Tausendpfund (2013: 41 ff.).3

Abhängige Variable

Zur Erfassung der Zustimmung zur weiteren europäischen Integration wird auf eine
Frage zurückgegriffen, die seit einigen Jahren zu den Standardinstrumenten der
Analyse der Einstellungen zur EU zählt (z. B. ESS, EES). Der Indikator ist pro-
spektiv angelegt und erkundigt sich nach der Zustimmung zur weiteren Europäi-
schen Einigung. Auf einer 11-Punkt-Skala können die Kommunalpolitiker angeben,
ob sie eine weitere Integration ablehnen oder begrüßen. Höhere Zahlen auf der Skala
werden dabei als größere Zustimmung zur weiteren europäischen Integration inter-
pretiert. Folgende Frage wird gestellt:

Manche sagen, die Europäische Einigung solle weiter vorangetrieben werden.
Andere sagen, dass sie schon zu weit gegangen ist. Was ist Ihre Meinung?
0 bedeutet dabei, die Europäische Einigung ist schon zu weit gegangen. 10 be-
deutet, die Europäische Einigung sollte weiter vorangetrieben werden. Mit den
Zahlen dazwischen können Sie Ihre Meinung abstufen.

Das Item ist aus zwei Gründen problematisch: Zum einen wird der Mehrdimensio-
nalität der politischen Unterstützung der EU nicht Rechnung getragen (Boomgaar-
den u. a. 2011). Zum anderen ist nicht klar spezifiziert, ob sich die Zustimmung zur
weiteren europäischen Einigung auf eine Vertiefung der europäischen Integration
oder auf eine Vergrößerung der EU bezieht (Karp/Bowler 2006). Die unklare For-
mulierung hat allerdings keine nachteiligen Konsequenzen auf die Anzahl „gülti-

a)

2 Folgende Gemeinden wurden zufällig ausgewählt: Alsfeld, Bickenbach, Biedenkopf, Bruchköbel,
Büttelborn, Eppstein, Erzhausen, Felsberg, Frankenberg, Frielendorf, Gelnhausen, Guxhagen, Hel-
sa, Heuchelheim, Hüttenberg, Kassel, Kelkheim, Limburg, Petersberg, Ranstadt, Reinheim, Reis-
kirchen, Rüdesheim, Selters, Viernheim, Wiesbaden, Witzenhausen und Wolfhagen.

3 Die Projektdokumentation ist unter www.europa-im-kontext.de verfügbar.
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ger“ Antworten. Von 720 möglichen Antworten liegen 714 verwertbare Angaben
vor (MW = 6,42; SD = 3,02).

Unabhängige Variablen – Individualebene

Auf der Individualebene werden neun Hypothesen geprüft. Der wahrgenommene
Einfluss der europäischen Ebene auf den Gestaltungsspielraum der Kommunalpo-
litik wird mit einer Fünf-Punkt-Skala erfasst, die von kein Einfluss bis sehr großer
Einfluss reicht (H 1). Als Indikator für die wahrgenommenen Vor- oder Nachteile
der Gemeinde durch die EU wird eine Fünf-Punkt-Skala verwendet, die von „nur
Nachteile“ bis „nur Vorteile“ reicht (H 2). Insbesondere die Extrempositionen sind
mit sieben („nur Nachteile“) und 26 Befragten („nur Vorteile“) nur gering besetzt.
Deshalb wird bei der Analyse die Fünf-Punkt-Skala auf eine Drei-Punkt-Skala ver-
dichtet. Es wird in „mehr Nachteile als Vorteile“, „Vor- und Nachteile gleicherma-
ßen“ und „mehr Vorteile als Nachteile“ differenziert. Die Zugehörigkeit zum Ge-
meindevorstand wird über eine Frage operationalisiert, die nach der jeweiligen Zu-
gehörigkeit fragt. Ein Viertel der Befragten gehört dem Gemeindevorstand an (H 3).
Bei der Bildung werden mit Hauptschulabschluss, Realschulabschluss, Fachhoch-
schulreife, Abitur und Hochschulabschluss fünf Kategorien unterschieden (H 4).
Bei den wahrgenommenen persönlichen Vorteilen und den Vorteilen für Deutsch-
land durch die EU werden mit „mehr Nachteile als Vorteile“, „Vor- und Nachteile
gleichermaßen“ und „mehr Vorteile als Nachteile“ drei Antwortgruppen differen-
ziert (H 5). Die Operationalisierung der Zufriedenheit mit der Demokratie auf eu-
ropäischer Ebene basiert auf einer 11-Punkt-Skala, die von „überhaupt nicht zu-
frieden“ bis „sehr zufrieden“ reicht (H 6). Die ideologische Position des Kommu-
nalpolitikers basiert auf der Selbsteinstufung des Befragten auf einer Links-Rechts-
Skala, die von 0 „sehr links“ bis 10 „sehr rechts“ reicht. Für die Analysen werden
drei Kategorien unterschieden: linke Selbsteinstufung (0-3), mittlere Selbsteinstu-
fung (4-6) und rechte Selbsteinstufung (7-10). Der Anteil der Antwortverweigerung
liegt bei dieser Frage bei sechs Prozent. Um diese Personen nicht aus der Analyse
auszuschließen, wird eine Gruppe „keine Angabe“ in die Analyse aufgenommen
(H 7). Zusätzlich werden in der Analyse das Geschlecht (H 8) als Dummyvariable
(Männer = 1) und das Alter des Befragten in Jahren (H 9) berücksichtigt.

Unabhängige Variablen – Kontextebene

Auf der Kontextebene werden drei zentrale Erwartungen untersucht. Erstens wird
geprüft, ob Städtepartnerschaften einen Einfluss auf die Zustimmung zur weiteren
europäischen Integration haben (H 10). Mit der Anzahl der europäischen Städte-

b)

c)
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partnerschaften, der Dauer solcher Beziehungen und der Häufigkeit von Begeg-
nungsfahrten stehen drei Indikatoren für die Intensität solcher städtepartnerschaft-
lichen Beziehungen zur Verfügung. Zweitens wird untersucht, ob EU-Transferzah-
lungen einen Einfluss auf die Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung ha-
ben (H 11). Für jede Gemeinde werden die Finanzzuweisungen aus dem Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) und dem Europäischen Sozialfonds
(ESF) in 2008 pro Einwohner berechnet. Als dritter Indikator für monetäre Finanz-
zuweisungen aus Brüssel werden die Zahlungen aus dem Europäischen Garantie-
fonds für die Landwirtschaft (EGFL) und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) berücksichtigt. Die Zahlungen
werden als Agrarzahlungen zusammengefasst (in Euro pro Einwohner in 2008).
Drittens wird analysiert, ob die wirtschaftliche Situation einer Gemeinde einen Ef-
fekt auf die Zustimmung zur weiteren europäischen Integration hat (H 12). Als In-
dikatoren werden die durchschnittliche Arbeitslosenquote im Jahr 2008 und die
Kaufkraft 2009 verwendet. Eine Übersicht der verwendeten Variablen auf Indivi-
dual- und Kontextebene mit deskriptiven Angaben findet sich im Anhang.

Methode

Ein geeignetes Instrument für die Analyse des Einflusses individueller und kontex-
tueller Merkmale auf individuelle Einstellungen und Verhaltensweisen stellt die
Mehrebenenanalyse dar (Maas 2011). Sie berücksichtigt die hierarchische Daten-
struktur und vermeidet die Verletzung statistischer Anwendungsvoraussetzungen,
die inhaltliche Fehlinterpretationen zur Folge haben können. Für die Durchführung
einer Mehrebenenanalyse wird eine schrittweise Modellentwicklung empfohlen
(Langer 2010). Deshalb wird zunächst ein Random Intercept-Only-Modell ge-
schätzt, das die Varianz der abhängigen Variablen auf die Individual- und Kontext-
ebene aufteilt. Im nächsten Schritt werden dem Random Intercept-Only-Modell die
diskutierten Individualmerkmale hinzugefügt. In weiteren Schätzungen werden die
diskutierten Kontextvariablen einzeln dem vorhergehenden Modell beigefügt und
auf ihre Erklärungskraft hin untersucht. Angesichts der geringen Fallzahl auf Kon-
textebene (28 Gemeinden) wird bei der Überprüfung der Kontexterwartungen eine
Irrtumswahrscheinlichkeit von zehn Prozent akzeptiert. Für eine anschauliche In-
terpretation werden alle (pseudo-)metrischen Indikatoren jeweils auf einen Werte-
bereich von 0 bis 1 standardisiert. Die dargestellten Regressionskoeffizienten geben
damit den Effekt vom niedrigsten auf den höchsten Wert eines Indikators an.

d)
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Analyse

Die empirischen Analysen in diesem Beitrag verfolgen zwei Ziele. In einem ersten
Schritt wird geprüft, wie stark die Unterschiede in der Zustimmung zur weiteren
europäischen Einigung in den 28 Gemeinden ausfallen. Im zweiten Schritt wird
untersucht, wie diese Unterschiede erklärt werden können.

Über alle 28 Gemeinden hinweg liegt die durchschnittliche Zustimmung der
Kommunalpolitiker zur weiteren europäischen Einigung mit dem Wert von 6,45
über dem Skalenmittelwert von 5.4 Dieser Wert deutet grundsätzlich auf eine ver-
haltene Zustimmung zur weiteren europäischen Integration hin. Wie Abbildung 1
allerdings zeigt, variiert diese mittlere Zustimmung erheblich zwischen den Ge-
meinden. Die Kommunalpolitiker in Erzhausen stehen mit einem mittleren Wert
von 7,8 auf der 11-Punkt-Skala weiteren Integrationsschritten deutlich aufgeschlos-
sener gegenüber als ihre Amtskollegen im 140 Kilometer entfernten Biedenkopf.
Trotz der räumlichen Nähe – alle Gemeinden liegen im Bundesland Hessen – lassen
sich deutliche Unterschiede nachweisen.

Offensichtlich gibt es in der durchschnittlichen Zustimmung zur weiteren euro-
päischen Einigung deutliche Unterschiede zwischen den Gemeinden. Derartige
Differenzen können im Prinzip auf zwei Ursachen zurückgeführt werden: Zum
einen kann die Variation zwischen den Gemeinden eine Konsequenz der unter-
schiedlichen Verteilung sozialer Gruppen sein. Wenn zum Beispiel die individuelle
Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung vom individuellen Bildungsgrad
abhängen sollte, die Zusammensetzung der politischen Gremien sich aber in dieser
Hinsicht zwischen den Gemeinden unterscheidet, dann können die Differenzen
zwischen den Kommunen unter anderem darauf zurückgeführt werden. In der Spra-
che der empirischen Sozialforschung läge damit ein Kompositionseffekt vor. Zum
anderen könnten die lokalen Unterschiede auch eine Folge kommunaler Besonder-
heiten sein, zum Beispiel könnten sich EU-Transferzahlungen – unabhängig von
Individualmerkmalen – positiv auf die Zustimmung zur weiteren europäischen In-
tegration auswirken. Dies wäre ein struktureller Effekt.

4.

4 Die Angaben beziehen sich auf das Analysesample (N = 671). Zwar haben 714 Kommunalpolitiker
die Frage nach der weiteren Zustimmung zur europäischen Einigung beantwortet (MW = 6,42;
SD = 3,02), aber für die (multivariaten) Analysen stehen nur die Angaben von 671 Personen zur
Verfügung (MW = 6,45; SD = 2,98). Die Verringerung des Datenmaterials ist insbesondere auf
Antwortverweigerungen bei der Frage nach dem Geburtsjahr und dem Bildungsabschluss (jeweils
vier Prozent) zurückzuführen.
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Abbildung 1: Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung

Quelle: Eigene Berechnung (N = 671).

In Tabelle 1 sind die Ergebnisse der Individualmodelle dargestellt. Startpunkt der
Analyse ist das Random Intercept-Only-Modell, welches nur die Regressionskon-
stante, jedoch keine unabhängigen Variablen enthält (Modell 1). In diesem Modell
wird die Gesamtvarianz der abhängigen Variablen auf die Individual- und Kon-
textebene aufgeteilt. Das Modell gibt den Anteil der Varianz an, der auf Gemein-
deunterschiede zurückgeführt werden kann. Dazu werden bei den Varianzkompo-
nenten die Residualvarianzen der Individual- und der Kontextebene ausgewiesen.
Der Anteil der Varianz der Residuen auf Kontextebene an der Gesamtvarianz ent-
spricht der Intraklassenkorrelation (ICC). Diese gibt an, wie viel Varianz der ab-
hängigen Variable durch Kontextmerkmale erklärt werden kann. Je größer die ICC,
desto heterogener sind die Gemeinden. In Modell 1 beträgt die ICC 0,022. Folglich
entfällt gerade einmal 2,2 Prozent der Gesamtvarianz auf die Kontextebene. Für die
Erklärung der Gemeindeunterschiede sind folglich individuelle Merkmale deutlich
relevanter als lokale Besonderheiten.
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Modell 2 a in Tabelle 1 sind die Ergebnisse des Einflusses spezifischer individueller
kommunalpolitischer Merkmale auf die Haltung zur weiteren europäischen Eini-
gung zu entnehmen. Die Resultate bestätigen dabei Hypothese H 1 b und Hypothese
H 2. Der wahrgenommene Einfluss der europäischen Ebene auf den kommunalpo-
litischen Handlungsspielraum hat einen positiven Einfluss auf die Zustimmung zur
weiteren europäischen Einigung. Dieser Befund stützt damit die These der Selbst-
entmachtung der Parlamente und widerlegt die Alternativhypothese H 1 a, die einen
negativen Zusammenhang zwischen wahrgenommenem Einfluss und Zustimmung
zur weiteren Integration postulierte. Der Koeffizient von 0,13 gibt dabei den maxi-
malen Effekt des Indikators unter Berücksichtigung der kommunalpolitischen Rolle
und der wahrgenommenen Vor- und Nachteile für die Gemeinde an. Ein Kommu-
nalpolitiker, der den Einfluss der europäischen Ebene auf die lokale Politik als „sehr
groß“ wahrnimmt, zeigt auf einer 0-1-Skala eine 0,13 Punkte größere Zustimmung
als ein Politiker, der keinen Einfluss der europäischen Ebene auf den Gestaltungs-
spielraum der Kommunalpolitik ausmacht. Erwartungsgemäß stehen Kommunal-
politiker, die durch die EU Vorteile für die Gemeinde sehen, weiteren Integrations-
bemühungen aufgeschlossener gegenüber als Personen, die die Kosten-Nutzen-Bi-
lanz als ausgeglichen bzw. eher als negativ bewerten (H 2). Die Gremienzugehö-
rigkeit spielt für die Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung offensichtlich
keine Rolle. Mitglieder im Gemeindevorstand, die möglicherweise mit europapo-
litischen Fragen intensiver beschäftigt sind, zeigen keine größere Zustimmung oder
Ablehnung als die Parlamentarier im Gemeinderat. Hypothese H 3 ist damit wider-
legt. Bereits die drei Merkmale können knapp 17 Prozent der Individualvarianz
erklären; die ICC verringert sich auf 0,008. Offensichtlich sind die Gemeindeun-
terschiede zumindest teilweise auf Kompositionseffekte zurückzuführen.

In Modell 2 b in Tabelle 1 sind zusätzlich zu den kommunalpolitischen Indivi-
dualmerkmalen auch klassische individuelle Bestimmungsfaktoren europäischer
Einstellungen integriert. Erwartungsgemäß zeigt sich ein stark positiver Zusam-
menhang zwischen der europäischen Demokratiezufriedenheit und der Haltung zur
weiteren europäischen Integration (Hypothese H 6). Auch die Wahrnehmung von
persönlichen Vorteilen bzw. von Vorteilen für die Bundesrepublik Deutschland
durch die EU haben einen positiven Effekt auf die Zustimmung zur weiteren Inte-
gration (H 5 a und H 5 b). Unter Berücksichtigung klassischer soziotropischer und
individueller Nutzenkalküle ist die Wahrnehmung von lokalen Vor- oder Nachteilen
für die Gemeinde durch die EU nicht mehr relevant bzw. lassen sich statistisch nicht
mehr absichern. Dagegen beeinflusst die ideologische Selbsteinstufung auf der
Links-Rechts-Skala die Zustimmung zur weiteren Integration. Kommunalpolitiker,
die sich selbst im „linken“ politischen Raum verorten, wünschen sich eine zügigere
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Einigung als Personen im „rechten“ politischen Raum. Zwischen den beiden Polen
rangieren die Kommunalpolitiker, die sich in der politischen Mitte sehen. Die Er-
gebnisse stützen damit das lineare Modell, wonach auf dem Links-Rechts-Schema
die nationale Streitfrage Regulierung abgebildet wird (H 7 b). Dagegen postulierte
das Modell der umgedrehten U-Kurve (H 7 a), dass sich Politiker der Mitte eine
zügigere Einigung wünschen als Politiker, die sich im linken oder rechten politi-
schen Raum verorten. Die empirischen Befunde können diese Annahme aber nicht
stützen, da Personen im linken politischen Raum eine größere Zustimmung zur
weiteren Integration zeigen als Personen, die sich in der Mitte der Links-Rechts-
Skala verorten.

Bei Berücksichtigung der diskutierten Individualmerkmale lässt sich zudem ein
positiver Alterseffekt belegen. Dieser widerspricht Hypothese H 9, wonach auf Ba-
sis vorliegender Befunde eher ein negativer Zusammenhang zu erwarten wäre. Of-
fensichtlich wünschen sich ältere Kommunalpolitiker eine zügigere Integration als
jüngere Mandatsträger. Dagegen hat das individuelle Bildungsniveau und das Ge-
schlecht keinen Einfluss auf die Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung.
Die Hypothesen H 4 und H 8 sind damit widerlegt. Insgesamt können die in Mo-
dell 2 b aufgenommenen Individualmerkmale fast ein Drittel der Individualvarianz
erklären – für sozialwissenschaftliche Regressionsmodelle durchaus ein beachtli-
cher Anteil an erklärter Varianz.

Die Aufnahme der Individualmerkmale hat die ICC verringert (von 0,022 auf
0,008). Zwar ist die Relevanz des Kontexts im Vergleich zu individuellen Bestim-
mungsfaktoren vergleichsweise gering, aber eine hierarchische Modellierung bietet
eine bessere Abbildung der „Realität“ als eine rein auf individuelle Merkmale fo-
kussierte Betrachtung. Deshalb werden im letzten Schritt die diskutierten Kontext-
merkmale dem Modell hinzugefügt. Angesichts der geringen Kontextvarianz wer-
den die Kontextmerkmale allerdings einzeln dem Modell hinzugefügt. Das heißt,
es wird je Kontextmerkmal ein Mehrebenenmodell geschätzt. Die Individualmerk-
male sind dabei jeweils berücksichtigt, werden aber nicht erneut tabellarisch aus-
gewiesen, da sie sich im Vergleich zur Modellierung ohne Kontextmerkmale nicht
ändern (siehe Tabelle 1).

Die Ergebnisse in Tabelle 2 können einen strukturellen Effekt von Städtepart-
nerschaften und der lokalen Wirtschaftslage auf die Haltung der Kommunalpolitiker
zur weiteren europäischen Integration nicht belegen. Bei den Städtepartnerschaften
lassen sich die postulierten Zusammenhänge statistisch nicht nur nicht nachweisen,
sondern die Koeffizienten deuten zudem auf einen eher negativen Effekt hin. Je
intensiver die Städtepartnerschaften, desto geringer die Zustimmung zur weiteren
europäischen Integration. Hypothese H 10 ist damit widerlegt. Die in der Literatur
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immer wieder geäußerten positiven Auswirkungen von lokalen Städtepartnerschaf-
ten lassen sich – zumindest mit Blick auf die weitere Zustimmung zur europäischen
Integration – nicht bestätigen. Auch die lokale Wirtschaftslage hat bei den Kom-
munalpolitikern keinen Einfluss auf die Haltung gegenüber der Staatengemein-
schaft. Weder der negative Effekt der Arbeitslosigkeit noch der positive Koeffizient
bei der Kaufkraft lässt sich statistisch absichern. H 12 ist damit ebenfalls widerlegt.
Tabelle 2: Individuelle und kontextuelle Bestimmungsfaktoren
der Zustimmung zur weiteren europäischen Einigung

 Modell 3

Kontextmerkmal: Städtepartnerschaft  
 Anzahl der EU-Städtepartnerschaften -0,011
 Dauer der städtepartnerschaftlichen Beziehungen -0,013
 Intensität der städtepartnerschaftlichen Beziehungen -0,067
Kontextmerkmal: EU-Fördergelder  
 EFRE-Fördermittel 2008 (pro Einwohner) 0,092#

 ESF-Fördermittel 2008 (pro Einwohner) 0,055
 Agrar-Fördermittel 2008 (pro Einwohner) -0,037
Kontextmerkmal: Lokale Wirtschaftslage  
 Arbeitslosenquote 2008 -0,016
 Kaufkraft 2009 0,052

Fallzahl Individuen (Gemeinden) 671 (28)

Anmerkungen: Lineare Mehrebenenanalyse mit einer Restricted-Maximum-Likelihood-Schätzung. Je
Kontextmerkmal ein separates Modell geschätzt (insgesamt acht Modelle). Bei den ausgewiesenen
Schätzungen sind die Variablen der Individualebene enthalten (siehe Tabelle 1). Alle Variablen sind
auf eine 0-1-Skala umgerechnet. 0 ist der niedrigste Wert der Variable, 1 ist die höchste Ausprägung
der Variable. Die Koeffizienten geben damit den Effekt vom Minimal- zum Maximalwert eines Indi-
kators an. Signifikanzniveaus: # = p < 0,10; * = p < 0,05; ** = p < 0,01; *** = p < 0,001.

 
Die Mehrebenenanalyse bestätigt aber einen positiven Effekt der EU-Fördergelder.
In Gemeinden, die im Jahr 2008 hohe Fördergelder erhalten haben, fällt die durch-
schnittliche Zustimmung zur weiteren europäischen Integration bei den Kommu-
nalpolitikern größer aus. Offensichtlich haben EU-Fördergelder eine zustimmende
Wirkung auf die europäische Einigung – auch bei Berücksichtigung der diskutierten
Individualmerkmale. Allerdings gilt dies nicht für alle Arten der Fördergelder. Nur
für EFRE-Mittel lässt sich der Effekt statistisch absichern, bei den ESF- und Agrar-
mitteln ist kein signifikanter Effekt festzustellen. Allerdings dürften gerade EFRE-
Mittel die Förderart sein, mit der die Kommunalpolitiker am ehesten in ihrer Rolle
als Mandatsträger in Berührung kommen. Schließlich wird mit EFRE die struktu-
relle Anpassung wirtschaftlich rückständiger Gebiete und die Umstellung der In-
dustriegebiete mit rückläufiger Entwicklung unterstützt. Im Vergleich zu den Indi-
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vidualeffekten handelt es sich hier aber um einen Einflussfaktor mit nachrangiger
Bedeutung.

Durch die Berücksichtigung der EFRE-Fördermittel im Regressionsmodell ver-
ringert sich die ICC von 0,008 auf 0,001. Ein entsprechender Likelihood-Ratio-Test,
der prüft, ob eine hierarchische Modellierung eine bessere Anpassung an die Daten
ermöglicht als eine lineare Regression, ist statistisch nicht mehr signifikant. Mit
anderen Worten: Die EFRE-Fördermittel können die geringe Kontextvarianz kom-
plett aufklären. Zwar sind Individualmerkmale für die Erklärung europäischer Ori-
entierungen erheblich relevanter, aber der Kontexteffekt ist durchaus auch inhaltlich
interessant. In der Gemeinde, die 2008 am meisten EFRE-Mittel erhalten hat, ist die
durchschnittliche Zustimmung zur weiteren Integration um 0,09 Punkte höher als
in der Kommune, die keine Mittel erhalten hat. Vorteile durch die EU entfalten damit
auf der Individual- und Kontextebene positive Effekte auf die Haltung zur EU. Der
Einfluss des lokalen Umfelds auf die politischen Orientierungen der Kommunal-
politiker ist aber deutlicher geringer als die Individualmerkmale.

Fazit

Europäische Politik wird auf nationaler und europäischer Ebene entschieden, um-
gesetzt wird sie aber weitgehend auf lokaler und regionaler Ebene. Durch gesetzli-
che Regelungen, EU-Fördergelder oder auch Städtepartnerschaften sind beide Ebe-
nen miteinander verbunden. Kommunalpolitiker sind damit in vielfältiger Weise
durch die EU betroffen. Die Forschung zu den Einstellungen zur Staatengemein-
schaft konzentriert sich allerdings auf die Bürger sowie die nationalen und interna-
tionalen Eliten. Über die Haltung der lokalen Mandatsträger zur Staatengemein-
schaft liegen bisher keine Befunde vor.

Die Ergebnisse dieses Beitrags geben erste Antworten auf die Frage, ob Kom-
munalpolitiker einer weiteren europäischen Einigung zustimmen. Grundsätzlich
stehen die (hessischen) Kommunalpolitiker einer weiteren europäischen Einigung
durchaus positiv gegenüber. Die deskriptiven Ergebnisse deuten zwar nicht auf eine
vorbehaltlose, aber zumindest auf eine verhaltene Zustimmung zur weiteren euro-
päischen Einigung hin. Allerdings zeigen die empirischen Resultate eine überra-
schend große lokale Heterogenität dieser Zustimmung. So variiert die Zustimmung
zur weiteren europäischen Einigung teilweise erheblich zwischen den betrachteten
Gemeinden. National oder europäisch angelegte Vergleichsstudien neigen dazu,
diese lokale Heterogenität zu ignorieren. Im Mittelpunkt stehen häufig Länderun-
terschiede. Dabei lassen sich Zustimmungsdifferenzen bereits in viel homogeneren

5.
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Gebieten feststellen. Schließlich sind die lokalen Unterschiede eine Folge von
Kompositions- und Kontexteffekten.

Erwartungsgemäß spielen Individualmerkmale für die Erklärung der Haltung zur
EU eine wichtigere Rolle als Kontextmerkmale. Eine größere europäische Demo-
kratiezufriedenheit, wahrgenommene Vorteile durch die EU, eine „linke“ Position
auf der Links-Rechts-Skala sowie ein höheres Alter fördern bei Kommunalpoliti-
kern die Zustimmung zur EU. Insbesondere die wahrgenommenen Vorteile durch
die EU sowie die Zufriedenheit mit der Demokratie auf europäischer Ebene sind
zentrale Bestimmungsfaktoren für die Zustimmung zur weiteren europäischen Ei-
nigung. Die empirischen Ergebnisse stützen zudem die These der Selbstentmach-
tung der Parlamente: Je größer der wahrgenommene Einfluss der europäischen
Ebene auf den Handlungsspielraum der lokalen Politik, desto stärker der Wunsch
zur weiteren Integration. Aber auch der Kontext entfaltet eine (geringe) strukturelle
Wirkung auf die Zustimmung zur europäischen Einigung. Insbesondere Kommu-
nalpolitiker in Gemeinden, die stark durch EFRE-Fördergelder profitieren, stehen
einer weiteren europäischen Einigung positiv gegenüber. Entgegen den immer wie-
der geäußerten positiven Wirkungen lokaler Städtepartnerschaften lassen sich – zu-
mindest bei Kommunalpolitikern – keine entsprechenden Effekte nachweisen.

Die vorgelegten Befunde bieten eine erste Grundlage zur Auseinandersetzung mit
der Haltung von Kommunalpolitikern zur EU und müssen durch weitere Analysen
ergänzt werden. Zur weiteren Validierung der Selbstentmachtungsthese muss ge-
prüft werden, ob Kommunalpolitiker bei der Begründung lokaler Entscheidungen
zunehmend auf die EU verweisen. Möglicherweise fördert die stärkere Einfluss-
wahrnehmung der europäischen Ebene auf die lokale Politik auch die Auseinan-
dersetzung mit der EU. Diese stärkere Auseinandersetzung könnte Bedrohungsge-
fühle reduzieren und die positive Beziehung ebenfalls erklären. Denkbar wäre aber
auch, dass sich die Kommunalpolitiker zwar für eine quantitative Erweiterung der
EU aussprechen, nicht aber für eine Vertiefung der Staatengemeinschaft. Künftige
Forschung sollte den Zusammenhang zwischen Einflusswahrnehmung und Zustim-
mung zur europäischen Integration genauer in den Blick nehmen und mögliche
Wechselwirkungen berücksichtigen. Denkbar wäre eine Einordnung dieser Befunde
auch unter dem Stichwort der „Blame Avoidance“, wonach Politiker der Wieder-
wahl willen es vermeiden, die „Schuld“ für gesellschaftliche und/oder wirtschaft-
liche Probleme zugeschrieben zu bekommen (Weaver 1986).

Vergleiche zwischen Bürgern und Eliten zeigen zudem, dass die Eliten der EU
positiver gegenüberstehen als die Bürger (Hooghe 2003). Lassen sich solche Ein-
stellungsunterschiede auch auf lokaler Ebene nachweisen? Gerade die lokale Politik
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zeichnet sich durch eine große Nähe zwischen Bürger und Politiker aus, so dass
solche Differenzen eher nicht zu erwarten sind.

Schließlich wäre es interessant zu erfahren, ob die verstärkte Wahrnehmung der
europäischen Ebene auf die lokale Politik auch Auswirkungen auf die Kommuni-
kation mit den Bürgern hat. Spielen europäische Themen bei Gesprächen mit den
Bürgern eine größere Rolle? Werden überhaupt europäische Themen auf der lokalen
Ebene diskutiert? Diese Fragen bieten zahlreiche Perspektiven für künftige For-
schung.
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Anhang

Übersicht der Individual- und Kontextvariablen

Merkmale MW SD Min Max N

abhängige Variable      
 Zustimmung zur europäischen Einigung  6,42  3,02  0  10 714
unabhängige Variablen (Individualebene)      

 wahrgenommener Einfluss der
europäischen Ebene auf die lokale Ebene  2,53  1,07  1   5 714

 wahrgenommene Vorteile
für die Gemeinde durch die EU  3,25  0,80  1   5 676

 Mitglied in der Gemeindevertretung (1) /
Mitglied des Gemeindevorstands (2)  1,24  0,43  1   2 720

 Bildung  2,59  1,52  0   4 689

 wahrgenommene eigene
Vorteile durch die EU  3,45  0,91  1   5 676

 wahrgenommene Vorteile
für Deutschland durch die EU  3,36  0,85  1   5 713

 Europäische Demokratiezufriedenheit 4,2  2,31  0  10 720
 Links-Rechts-Selbsteinstufung  4,73  1,84  0  10 674
 Alter in Jahren 54,12 12,58 21  90 691
 Geschlecht (Mann = 1)  0,78  0,41  0   1 720
unabhängige Variablen (Kontextebene)      
 Anzahl der EU-Partnerstädte  2,46  1,62  0   7  28

 Dauer städtepartnerschaftlicher Bezie-
hungen 66,71 65,43  0 248  28

 Häufigkeit der Fahrten in die EU-Partner-
städte  4,61  6,34  0  29  27

 EFRE 2008 in Euro/pro Einwohner  8,15 24,96  0 118,1   28
 ESF 2008 in Euro/pro Einwohner 16,83 31,93  0 129,53  28
 Agrar 2008 in Euro/pro Einwohner 51,85 52,41  0 175,66  28

 GFK-Kaufkraft pro Kopf/Euro
(Januar 2009) 20.230,46 2.825,29 16.744,44 27.887,24  28

 Arbeitslosenquote (Ø 2008)  6,09  2,25 3,40 12,40  28

Anmerkungen: Alle Angaben vor der Kodierung. MW = Mittelwert, SD = Standardabweichung,
Min = Minimum, Max = Maximum, N = Fallzahl.
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